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     Stand: Februar 2002 
 

Satzung über die Straßenreinigung 
in der Stadt Balve 

(Straßenreinigungssatzung) 
vom 17.12.2001 

 
 
Aufgrund von § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
28.03.2000 (GV NW S. 245), des § 4 des Gesetzes über die Reinigung öffentlicher Straßen 
(StrReinG NW) vom 18.12.1975 (GV NW S. 706), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
25.11.1997 (GV NW S. 430, 438) hat der Rat der Stadt Balve in seiner Sitzung am 
12.12.2001 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Stadt Balve betreibt die Reinigung der dem öffentlichen Verkehr gewidmeten 

Straßen, Wege und Plätze (öffentliche Straßen) innerhalb der geschlossenen Ortslagen, 
bei Bundesstraßen, Landesstraßen und Kreisstraßen jedoch nur der Ortsdurchfahrten, 
als öffentliche Einrichtung, soweit die Reinigung nicht nach § 2 den Grundstücksei-
gentümern übertragen wird. 

 
(2) Die Reinigungspflicht umfaßt die Reinigung der Fahrbahnen und der Gehwege. Zur 

Fahrbahn gehören auch die Trennstreifen, befestigte Seitenstreifen, die Bushaltestel-
lenbuchten sowie die Radwege. Gehwege sind alle Straßenteile, deren Benutzung 
durch Fußgänger vorgesehen oder geboten ist; als Gehwege gelten auch die gemein-
samen Rad- und Gehwege sowie die öffentlichen ausschließlich dem Fußgängerver-
kehr dienenden Fußgängerwege, die einer Erschließung dienen.  
Straßenbegleitgrün wie Baumscheiben, Bepflanzungen, begrünte Flächen etc. zwi-
schen dem Grundstück und Gehweg oder auf dem Gehweg selbst sowie zwischen 
Grundstück und Fahrbahn bei Straßen ohne Gehwege zählen zum Gehweg. 

 
(3) Zur Reinigung gehört auch die Winterwartung. Diese umfaßt insbesondere nur an ge-

fährlichen und verkehrswichtigen Stellen das Schneeräumen und Streuen auf den 
Fahrbahnen sowie das Schneeräumen und Bestreuen der Gehwege und Fußgänger-
überwege bei Schnee- und Eisglätte. 

 
§ 2 

Übertragung der Reinigungspflicht auf die Grundstückseigentümer 
 
(1) Die Reinigung der Gehwege wird den Eigentümern der an sie angrenzenden und durch 

sie erschlossenen Grundstücke auferlegt. Sind die Grundstückseigentümer beider 
Gehwegseiten reinigungspflichtig, so erstreckt sich die Reinigung nur bis zur Geh-
wegmitte. 

 
(2) Auf Antrag des Reinigungspflichtigen kann ein Dritter durch schriftliche Erklärung 

gegenüber der Stadt mit deren Zustimmung die Reinigungspflicht an seiner Stelle 
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übernehmen, wenn eine ausreichende Haftpflichtversicherung nachgewiesen wird; die 
Zustimmung ist jederzeit widerruflich und nur solange wirksam, wie die Haftpflicht-
versicherung besteht. 

 
(3) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle des Eigentü-

mers der Erbbauberechtigte. 
 

§ 3 
Art und Umfang der Reinigungspflicht nach § 2 Abs. 1 

 
(1) Gehwege im Sinne des § 1 Abs. 2 sind einmal wöchentlich zu reinigen., gefallenes 

Laub ist täglich zu beseitigen. Belästigende Staubentwicklung ist zu vermeiden. Keh-
richt und sonstiger Unrat sind nach Beendigung der Säuberung unverzüglich zu ent-
fernen. 

 
(2) Die Gehwege sind in einer für den Fußgängerverkehr erforderlichen Breite von Schnee 

freizuhalten. Bei Schnee- und Eisglätte sind die Gehwege mit abstumpfenden oder 
auftauenden Stoffen zu bestreuen. 

 
Baumscheiben und begrünte Flächen dürfen nicht mit Salz oder sonstigen auftauenden 
Materialien bestreut, salzhaltiger oder sonstige auftauende Mittel enthaltener Schnee 
darf auf ihnen nicht gelagert werden. 

 
(3) In der Zeit von 7.00 Uhr bis 20.00 Uhr gefallener Schnee und entstandene Glätte sind 

unverzüglich nach Beendigung des Schneefalls bzw. nach dem Entstehen der Glätte zu 
beseitigen. Nach 20.00 Uhr gefallener Schnee und entstandene Glätte sind werktags 
bis 7.00 Uhr, sonn- und feiertags bis 9.00 Uhr des folgendes Tages zu beseitigen. 

 
(4) An Haltestellen für öffentliche Verkehrsmittel oder für Schulbusse müssen die Geh-

wege so von Schnee freigehalten und bei Glätte bestreut werden, daß ein gefahrloser 
Zu- und Abgang sowohl zum Ein- und Ausstieg in den Bus als auch zum Wartehäus-
chen gewährleistet ist. 

 
(5) Auf Radwegen vor den Grundstücken ist jeweils ein Übergang für den Fußgängerver-

kehr freizuhalten. 
 
(6) Der Schnee ist auf dem an die Fahrbahn grenzenden Teil des Gehweges oder -wo dies 

nicht möglich ist- auf dem Fahrbahnrand so zu lagern, daß der Fußgänger- und Fahr-
verkehr hierdurch nicht mehr als unvermeidbar gefährdet oder behindert wird. Die 
Einläufe in Entwässerungsanlagen und die Hydranten sind von Eis- und Schnee frei-
zuhalten. Schnee und Eis von Grundstücken dürfen nicht auf den Gehweg und die 
Fahrbahn geschafft werden. 

 
(7) Die nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Verpflichtung des Verursachers, au-

ßergewöhnliche Verunreinigungen unverzüglich zu beseitigen, bleibt unberührt. 
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§ 4 

Ordnungswidrigkeit 
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 

1.) seiner Reinigungspflicht nach § 2 dieser Satzung nicht nachkommt, 
 
2.) gegen ein Ge- oder Verbot des § 3 dieser Satzung verstößt. 

 
(2) Für das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 

(OWiG) in der jeweils gültigen Fassung. Zuständige Behörde im Sinne des § 36 Abs. 
1 Nr. 1 OWiG ist der Bürgermeister. 

 
§ 5 

Inkrafttreten  
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2002 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Straßenrei-
nigung in der Stadt Balve vom 15.12.1978 außer Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Hinweis 
 
Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NW) gegen die Satzung kann nach Ablauf eines Jahres seit ihrer 
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluß vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
 
 
Balve, den 17.12.2001 
 
S6001K01.282 


